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Status Quo: Derzeitiger Rechtsrahmen für die Nutzung von 
Strom im Wärmesektor

I. Welche Strompreisbestandteile (Kosten) fallen für die künftigen 
Schlüsseltechnologien an?

II. Welche Förderungen können bei Nutzung von Strom im Wärmesektor 
generiert werden?

III. Welche ordnungsrechtlichen Vorgaben gibt es für die 
Schlüsseltechnologien?

1. Teil

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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Status quo Stromkostenbestandteile
Elektrische Wärmepumpe – Steuererleichterungen?

Derzeit kaum regulatorische Unterstützung!

EEG-Umlage Grundsatz: Als Letztverbraucher in voller Höhe (+)

Ausnahmen: (-), insb. keine Zwischenspeicherung i.S.v. § 60 Abs. 3 

EEG 2014

Netzengelt Grundsatz: Als Netznutzung (+)

Ausnahmen: Netzentgeltreduzierung nach § 14a EnWG möglich 

(unterbrechbare Verbrauchseinrichtung)

Weitere 

netzentgeltbezogene 

Preisbestandteile

Grundsatz: Als Netznutzung (+)

Ausnahmen: Keine spezifischen Ausnahmetatbestände

Unklar, ob sich eine Netzentgeltreduzierung nach § 14a EnWG hier 

auswirkt und die weiteren netzentgeltbezogenen Preisbestandteile 

anteilig sinken

Stromsteuer Grundsatz: Da Entnahme von Strom zum Verbrauch(+); Betreiber der 

WP ist Letztverbraucher

Ausnahmen: Befreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Nr. 3 lit. b) 

StromStG denkbar

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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Status quo Stromkostenbestandteile
Power-to-Heat (1) – Steuererleichterungen?

Derzeit kaum regulatorische Unterstützung!

Einsatz von PtH-Anlagen zentral (EVU)

EEG-Umlage Grundsatz: Als Letztverbraucher in voller Höhe (+)

Ausnahmen: (-), insb. keine Zwischenspeicherung, § 60 Abs. 3 EEG 2014

Netzengelt Grundsatz: Als Netznutzung (+)

Ausnahmen: Befreiungsregelung für Stromspeicher (§ 118 Abs. 6 EnWG) (-) 

Verringerung nach § 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV aber denkbar

Weitere 

netzentgeltbezogene 

Preisbestandteile

Grundsatz: Als Netznutzung (+)

Ausnahmen: : Keine spezifischen Ausnahmetatbestände

Unklar, ob sich Netzentgeltprivilegierung nach § 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV 

hier auswirkt und die weiteren netzentgeltbezogenen Preisbestandteile 

anteilig sinken (BNetzA: nein)

Stromsteuer Grundsatz: Da Entnahme von Strom zum Verbrauch(+); EVU gilt auch beim 

Strombezug für PtH als Versorger

Ausnahmen: Befreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1, 3 StromStG denkbar;                       

Entlastung nach § 9b StromStG denkbar (Nutzung der Wärme durch 

Unternehmen des Prod. Gewerbes)

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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Status quo Stromkostenbestandteile
Power-to-Heat (2) – Steuererleichterungen?

Derzeit kaum regulatorische Unterstützung!

Einsatz von PtH-Anlagen in der Industrie

EEG-Umlage Grundsatz: Als Letztverbraucher in voller Höhe (+)

Ausnahmen: (-), insb. keine Zwischenspeicherung, § 60 Abs. 3 EEG 2014

Netzengelt Grundsatz: Als Netznutzung (+)

Ausnahmen: Befreiungsregelung für Stromspeicher, § 118 Abs. 6 EnWG (-); 

Verringerung nach § 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV aber denkbar

Weitere 

netzentgeltbezogene 

Preisbestandteile

Grundsatz: Als Netznutzung (+)

Ausnahmen: Keine spezifischen Ausnahmetatbestände

Unklar, ob sich Netzentgeltpriveligierung nach § 19 Abs. 2 S. 1 StromNEV 

auswirkt und die weiteren netzentgeltbezogenen Preisbestandteile 

anteilig sinken (BNetzA: nein)

Stromsteuer Grundsatz: Da Entnahme von Strom zum Verbrauch (+)

Ausnahmen: Befreiung nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Nr. 3 lit. b) StromStG 

denkbar; Erlass/Erstattung Vergütung nach § 9a Nr. 2 oder 3 StromStG 

denkbar; Entlastung nach § 9b StromStG denkbar

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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• Seit 1. April 2015 gelten neue Richtlinien zur Förderung von 
Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Wärmemarkt

• Fördervolumen: 300 Mio. €

• Verbesserungen für Schlüsseltechnologien

 Erweiterung der potentiell Antragsberechtigten

 KMU Bonus (KfW)

 Förderung Nahwärmenetze/Wärmepumpen auch für Neubauten

 Förderung großer Wärmepumpen ab 100 kW (KfW)

 Erhöhung Fördersätze für Wärmepumpen

 Erstmalig Förderung Lastmanagement bei Wärmepumpen

 Kombinationsbonus Wärmepumpe/Solarwärme

• Umsetzung durch BAFA/KfW

• Förderung durch Zuschüsse, vergünstigte Kredite und Tilgungszuschüsse

Status quo Förderung für Wärme aus EE
Allgemein

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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Status quo Förderkulisse
Elektrische Wärmepumpen (1)

Marktanreizprogramm 2015

Leistung < 100 kW Leistung > 100 kW

Basisförderung
- Erdwärmepumpen
- Luftwärmepumpen

Zusatzförderung
- Lastmanagement
- Kombi-Bonus
- Optimierungsmaßnahmen

Innovationsförderung
- Hohe JAZ/verbesserte 

Systemeffizienz
- Prozesswärme

Tilgungszuschüsse im 
Programm Erneuerbare 
Energien Premium

NUR für Erdwärmepumpen!

Nur 
Bestand

Bestand/
Neubau

Bestand/
Neubau

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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Status quo Förderkulisse
Elektrische Wärmepumpen (2)

CO2-Gebäudesanierungsprogramm

Programm 151 Energieeffizient Sanieren
Programm 152 Energieeffizient Sanieren
Programm 167 Energieeffizient Sanieren –
Ergänzungskredit
Programm 430 Energieeffizient Sanieren

Leistung < 100 kW

Einbau Wärmepumpe im 
Rahmen der Sanierung eines 
Gebäudes/ als energetische 
Einzelmaßnahme

Nur 
Bestand

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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Status quo Förderkulisse
Wärmenetze und -speicher als ergänzende Infrastruktur

Für Power-to-Heat

• Investitionszuschläge für Neu- und Ausbau Wärmespeicher (§ 5b, 6b, 7b KWKG)

 Wenn Wärme überwiegend aus KWK-Anlagen und > 1 m3 oder 0,3 m3 je kW Volumen 

• Investitionszuschläge für Neu- und Ausbau Wärmenetze (§ 5a, 6a, 7a KWKG)

 Wenn Wärme überwiegend aus KWK-Anlagen (50% - > 60%)

Für große Wärmepumpen nach KfW EE Premium Nr. 271/281

• Nahwärmenetze:

– Mind. 50% Anteil Wärme bei Bestandsbauten aus WP bzw. 60% bei Neubauten

– Oder Wärmepumpe in Kombination mit mind. 20% Solarwärme

– Hohe Effizienzanforderungen geplant

• Große Wärmespeicher:

– Nicht für Wärmepumpen, nur wenn überwiegend aus erneuerbaren Energien 
gespeist

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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Ergebnis zur Kostensituation der strombasierten 
Schlüsseltechnologien

• (Nahezu) vollständige Belastung des (Fremd-)Strombezugs mit allen 
staatlich induzierten Strompreisbestandteilen

• Einnahmemöglichkeiten der Anlagen, da Wärmeerzeugung nicht 
gefördert wird, allein für Anlagen und Infrastruktur durch einmalige 
Investitionszuschüsse; daneben Teilnahme am Regelenergiemarkt 
möglich

• Ansonsten nur zinsvergünstigte Darlehen

• Durch Marktanreizprogramm 2015 allgemein Fördermöglichkeiten und 
Förderung für Wärmepumpen verbessert; Schwerpunkt bei 
Erdwärmepumpen

• Power-to-Heat: Regulatorisch bislang nicht spezifisch erfasst und keine 
Fördermöglichkeiten; außer FuE-Projekte

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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Ordnungsrechtliche Rahmenbedingungen

• Wärmepumpen

– Energieeinsparverordnung 2014
• Wärmepumpen eine Möglichkeit, technologieoffene Vorgaben der EnEV 2014 zu erfüllen

• Umweltwärme gilt als eine Form zulässiger erneuerbarer Energien, § 2 Nr. 6 EnEV 2014

• Hohe Effizienz der Wärmepumpen begünstigt den Einsatz zur Wärmeversorgung

• Durch Absenkung Primärenergiefaktor Strom in EnEV 2014 Verbesserung für 
Wärmepumpen, da verringerter (rechnerischer) Primärenergiebedarf

– Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz
• Erfüllung der Nutzungspflichten nach § 3 EEWärmeG mit Umweltwärme möglich

• Effizienzanforderungen nach Anlage III zu JAZ sind einzuhalten und eigener Wärmemengen-
und Stromzähler nötig

• Power-to-heat
– Als „neue“ Technologie rechtstechnisch noch nicht spezifisch erfasst

– Geringfügige Verschlechterung Primärenergiefaktor von Wärmenetzen wegen EnEV 2014 
möglich

– Wohl keine negativen Auswirkungen auf Erfüllung der Nutzungspflichten des EEWärmeG

Wärme-Roadmap und Handlungsempfehlungen
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Rechtliche Bewertung der wesentlichen 
Handlungsempfehlungen

I. Sektorübergreifende Handlungsempfehlungen

1. Zulässigkeit und rechtliche Ausgestaltungsbedingungen einer dynamischen 
EEG-Umlage

2. Zulässigkeit  und rechtliche Ausgestaltungsbedingungen einer CO2-Abgabe 
auf fossile Brennstoffe

3. Zulässigkeit einer vollständigen oder teilweise Abschaffung der Stromsteuer

II. Wärmespezifische Handlungsempfehlungen

1. Verkürzung der Übergangsfrist zur Stilllegung alter Heizkessel

2. Option: Verbot von fossilen, dezentralen Heizkesseln im Neubau

2. Teil

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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I. Sektorübergreifende 
Handlungsempfehlungen

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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1. Zulässigkeit und rechtliche Ausgestaltungsbedingungen
einer dynamischen EEG-Umlage
Szenarien

• Mögliche Szenarien für die Einführung: 

 Freiwillige Einführung (vertragliche Basis)

 Verpflichtende, differenzierende Einführung für 
flexible Letztverbraucher (gesetzliche Basis)

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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Dynamisierung auf freiwilliger/ vertraglicher Basis

• Freiwillige Einführung: Grundrechtsverletzung?

 Im Verhältnis ÜNB/ EVU - Letztverbraucher
• Rein privatrechtliche Vereinbarung zwischen ÜNB/ EVU -

Letztverbraucher

• Keine Grundrechtsgeltung im Privatrechtsverhältnis

• Kein staatlicher Eingriff

• Ergebnis: Zulässigkeit (+)

 Nicht-Teilnehmer
• Gleichheitssatz betroffen, da Anstieg EEG-Umlage?

• (-), keine hoheitliche Maßnahme, da keine gesetzliche Anordnung gg. 
Nichtteilnehmern

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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Verpflichtende/ gesetzlich angeordnete Dynamisierung
- mit Differenzierung nach Letztverbrauchergruppen

• Sachkompetenz des Gesetzgebers: Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 GG (+)

• Vereinbarkeit mit der Finanzverfassung nach Art. 105 ff. GG
 (+), da selbst starke Durchnormierung von Privatrechtsbeziehungen nicht zu 

Qualifikation als unzulässige Sonderabgabe führen

• Differenzierung wegen Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 GG 
geboten

 Ohne Differenzierung zwischen Letztverbrauchern, die in der Lage sind, flexibel 
auf Preissignale zu reagieren, und unflexiblen Letztverbrauchern: 
Gleichbehandlung von Ungleichen? Wohl (+)

 Sachlicher Grund wäre sonst für die Gleichbehandlung flexibler und unflexibler 
Letztverbraucher erforderlich

 Ergebnis: Gleichheitssatz macht Differenzierung nach flexiblen und unflexiblen 
Letztverbrauchern erforderlich

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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Verpflichtende/ gesetzlich angeordnete Dynamisierung
- mit Differenzierung nach Letztverbrauchergruppen

• Vereinbarkeit mit Berufsfreiheit der EVU, Art. 12 Abs. 1 GG

 Grundsätzlich Eingriff in Vertragsfreiheit der Energieversorger

 Aber Rechtfertigung des Eingriffs durch vernünftige Erwägungen des 
Gemeinwohls; hier: bessere Marktintegration EE und Klimaschutz

• Vereinbarkeit mit Berufsfreiheit der flexiblen Letztverbraucher, Art. 12 
Abs. 1 GG

 Grundsätzlich Eingriff bei stromverbrauchender Industrie, Gewerbe denkbar

• Weist verpflichtende Dynamisierung „berufsregelnde Tendenz“ auf? Eher (-)

• Eingriff trotz Möglichkeit der Kostenersparnis durch flexible Reaktion auf Preissignal?

 Rechtfertigung des Eingriffs aus o.g. Gründen. Zudem Mechanismus grds. auf 
Kostensenkung durch Reaktion auf niedrigen Strompreis/ Umlage angelegt; ggf. 
Eingriffsintensität durch Härtefallregelungen abmildern.

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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Ergebnis zur dynamischen EEG-Umlage

• Freiwillige Einführung dynamischer EEG-Umlage durch 
Aufnahme in Vertrag zwischen EVU und Letztverbraucher 
unproblematisch möglich

• Verpflichtende dynamische EEG-Umlage hat grds. 
Grundrechtsrelevanz

 Gleichheitsgrundsatz verlangt sachgerechte Differenzierung zwischen 
flexiblen und unflexiblen Letztverbrauchergruppen

 Eingriffe in Berufsausübungsfreiheit der EVU bzw. Letztverbraucher 
durch Begründung/ inhaltliche Gestaltung gesetzlichen 
Schuldverhältnisses wohl durch Klimaschutzziele rechtfertigbar

 Rechtstechnisch: Umsetzung erfordert Anpassung der AusglMechV
(insb. § 3)

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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2. Zulässigkeit  und rechtliche Ausgestaltungsbedingungen
einer CO2-Abgabe auf fossile Brennstoffe

• Einführung einer CO2-Steuer?

• „Steuerfindungsrecht“ des Bundes: Verbot, eine Steuer 
einzuführen, die sich ihrer Art nach der Steuertypologie des GG 
entzieht

• Zuordnung der CO2-Steuer zu einer zulässigen Steuerart nach Art. 
105, 106 GG?

 Energiesteuer und Stromsteuer (-): kein „Verbrauch“ des verursachten CO2 und 
emissionsverursachende Energie bereits mit Energiesteuer belegt

• Zudem: CO2-Steuer wesensfremd
 Zulässige Steuerarten knüpfen an wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des 

Steuerschuldners (legitimierender Belastungsgrund)

 CO2-Emissionen scheiden als steuerlicher Belastungsgrund aus

• Ergebnis: Einführung neuer CO2-Steuer (eher) unzulässig

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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Aber: Ausgestaltungsalternativen

• Gesetzgeber besitzt weitreichenden Gestaltungsspielraum hinsichtlich 

 Auswahl des Steuergegenstandes

 Bestimmung des Steuersatzes

• Mögliche Alternativen für eine CO2 Steuer:

 CO2-Emissionen als Bemessungsmaßstab im Rahmen bestehender 
Steuern verwenden?

 CO2-Emissionen als Bemessungsmaßstab im Rahmen einer (neuen) 
Sonderabgabe berücksichtigen?

Einschränkungen:

• Höhe: Gebot der Ausrichtung der Steuerlast am Prinzip der finanziellen 
Leistungsfähigkeit

• Gebot steuerlicher Belastungsgleichheit aus Art. 3 Abs. 1 GG

• Gebot der Folgerichtigkeit

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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Ergebnis

• Einführung neuer CO2-Steuer: Eher unzulässig

• Alternativen:
 CO2-Emissionen als Bemessungsmaßstab im Rahmen bestehender 

Steuern verwenden

 CO2-Emissionen als Bemessungsmaßstab im Rahmen einer 
Sonderabgabe berücksichtigen 

• Für klimaschützende Steuern gilt allgemein:
 dürfte Steuerpflichtige nicht unzumutbar belasten (Steuerhöhe)

 und differenzierte Steuersätze (Personengruppen, Sachverhalte) 
müssten entsprechend der Klimaschutzziele folgerichtig gestaffelt 
werden

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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3. Zulässigkeit einer vollständigen oder teilweise
Abschaffung der Stromsteuer

Vereinbarkeit mit der europäischen 
Energiesteuerrichtlinie (RL 2003/96/EG )?

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge



Interaktion EE-Strom, Wärme und Verkehr

Abschaffung der Stromsteuer oder 
Befreiungsmöglichkeiten? (I)

• Rechtsgrundlage der Richtlinie 2003/96/EG: Art. 113 AEUV

• Hauptziele: Harmonisierung des Binnenmarkts (EG 3) und 
Umweltschutz (EG 6, 7)

• Richtlinie sieht Mindeststeuerbeträge für Strom vor (Art.2 Abs. 2)

• Anwendungsbereich begrenzt: Gilt nicht für Strom für Elektrolyse 
(Art.2 Abs. 4 3.Spiegelstrich)

• Obligatorische Befreiungstatbestände (Art. 14)

 Art. 14 Abs.1 a): Im Fall der Stromerzeugung / Aufrechterhalten der 
Strom-Erzeugungsfähigkeit

• Fakultative Befreiungstatbestände (Art. 15, 17, 21):

 Strom aus erneuerbaren Energien (Art. 15 Abs.1 b)

 Verwendung für Kraft-Wärme-Kopplung (Art. 15 Abs.1 c, EG 25)

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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Abschaffung der Stromsteuer oder 
Befreiungsmöglichkeiten? (II)

 Erzeugung bei KWK, sofern Anlagen umweltverträglich (Art.15 Abs. 1 d, EG 25)

 Zur Verwendung als Kraftstoff im öffentlichen Verkehr (Art. 15 Abs. 1 e)

 Verwendung in privaten Haushalten und/oder gemeinnützigen Organisationen 
(Art. 15 Abs. 1 h):

• Ergebnis: 

 Abschaffung Stromsteuer grds. (-), da Mindeststeuervorgaben nicht 
umgangen werden können

 Aber: Ausnahmen / Befreiungen für dt. Gesetzgeber möglich, 
insbesondere mit dem Ziel des Umweltschutzes (EG 6, 7). 

 Grenze: Gefahr der Wettbewerbsverzerrung (EG 24)

 Mindeststeuerbeträge der RL liegen weit unter dem Steuersatz in D

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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II. Wärmespezifische 
Handlungsempfehlungen

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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1. Verkürzung der Übergangsfrist zur Stilllegung
alter Heizkessel (1)

• Stilllegungspflicht bereits in § 10 Abs. 1 EnEV 2014 geregelt

> 30 Jahre alte Konstanttemperaturheizkessel dürfen ab dem 
01. Januar 2015 nicht mehr betrieben werden

„Eigentümer von Gebäuden dürfen Heizkessel, die mit flüssigen oder gasförmigen
Brennstoffen beschickt werden und nach dem 1. Januar 1985 eingebaut oder
aufgestellt worden sind, nach Ablauf von 30 Jahren nicht mehr betreiben.“

§ 10 Abs. 1 Satz 3 EnEV 2014

• Ausnahmen wegen Bestandsschutz:
 Brennwertkessel und Niedertemperaturheizkessel (wegen des hohen 

Wirkungsgrads)

 Anlagen in den Leistungsklassen <  4kW oder > 400 kW

 selbstgenutzte Ein- und Zweifamilienhäuser

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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1. Verkürzung der Übergangsfrist zur Stilllegung
alter Heizkessel (2)

• Weitere quantitative Reduzierung Nutzungsdauer zulässig?

– Bereits Vorgängerregelung in § 10 Abs. 1 EnEV 2009
„vor dem 1. Oktober 1978 eingebaut oder aufgestellt worden sind“

– Weitere Reduzierung der Betriebsdauer auf 25 Jahre 
begegnet keinen (verfassungs-)rechtlichen Bedenken
• Zwar Eingriff in Eigentumsfreiheit, Art. 14 GG

• Aber Gründe des Klimaschutzes, höhere Effizienz, Energieeinsparung 
und Ressourcenschonung rechtfertigen auch eine kürzere 
Übergangsfrist

• Zudem nur eher geringfügige Verkürzung der Betriebsdauer und 
Betriebsdauer Heizkessel < 25 Jahre (bspw. Wirtschaftlichkeits-
betrachtung nach VDI-Richtlinie 2067)

• Zudem Ausnahmen geregelt; ggf. weitere ergänzbar aus Gründen 
der wirtschaftlichen Zumutbarkeit, Härtefälle etc.

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge
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2. Option - Verbot von fossilen, dezentralen Heizkesseln im
Neubau ?

• Grundrechte nach Art. 12 Abs. 1, 14 Abs. 1, 2 Abs. 1 und 3 Abs. 1 
GG können grundsätzlich betroffen sein

• Eingriff in Grundrechte (+)
– für Bauherrn/Eigentümer, denen eine Wahlmöglichkeit für die Heizungsanlage 

genommen wird

– für Hersteller/Monteure, die fossile Heizkessel anbieten

– Brennstoffproduzenten (Öl, Gas)

• Verfassungsrechtliche Rechtfertigung des Verbots wohl (+)
– Klimaschutz, höhere Effizienz, Energieeinsparung, Ressourcenschonung als 

Sachgründe des Verbots

– Konventionelle Technologie, ersetzbar bzw. Hersteller/Monteure bieten bereits 
jetzt neben Gas- und Ölheizungen Anlagen auf Basis EE an

– Berufsfreiheit nicht primär ein produktorientiertes Grundrecht

– Alternative Heizungstechnologien für Bauherrn/Eigentümer vorhanden

– Abfederung durch Ausnahme- und Härtefallregeln, Übergangsfristen (bis 2018 oder 
länger) sowie Zuschüssen rechtlich ausgestaltbar

Rechtlicher Rahmen, Hemmnisse und Lösungsvorschläge


